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Martin Niemoller und die Wartestandsaffiare 1939/40
Ein Kapitel aus der Geschichte des Kampfes
gegen die Bekennende Kirche

Benjamin Ziemann

Mit Schreiben vom 2. Juni 1939 versetzte das Konsistorium der evangelischen
Kirche der Mark Brandenburg Martin Niemoéller in den sogenannten «Warte-
stand»." Zu diesem Zeitpunkt befand sich Nieméller bereits mehr als ein Jahr in
Einzelhaft im Konzentrationslager Sachsenhausen. Die Versetzung in den Warte-
stand war 1im Kern eine biirokratische MaBlnahme, mit der Niemoller erst aus
dem Pfarramt in seiner Gemeinde in Berlin-Dahlem und dann aus dem kirch-
lichen Dienst insgesamt entfernt werden sollte, ohne den Weg eines Disziplinar-
verfahrens mit der dafiir nétigen Beweislast zu beschreiten. Doch der folgende
Konflikt um diese Versetzung in den Wartestand war nicht nur ein Abschnitt in
dem bereits seit Jahren andauernden Ringen zwischen dem Evangelischen Ober-
kirchenrat (EOK) in Berlin und dem Konsistorium als dessen nachgeordneter
Behorde sowie der Bekennenden Kirche.

Denn fiir Martin Niemdéller selbst markierte diese MaBBnahme zugleich eine
tiefe lebensgeschichtliche Krise. In zeitlicher Uberschneidung mit familifiren
Problemen — die wir im Folgenden nur am Rande andeuten wollen — und im
sachlichen Zusammenhang mit der von Niemdéller zu dieser Zeit erwogenen Ab-
sicht einer Konversion zur katholischen Kirche war die sogenannte Wartestands-
affdre ein absoluter biographischer Tiefpunkt. Mehr als jedes andere Ereignis in
der insgesamt sieben Jahre dauernden KZ-Haft Niemdllers war die Versetzung in
den Wartestand ein Ereignis, das Niemollers fundamentale Kritik an der evange-
lischen Kirche provozierte, seiner Absicht zur Konversion neben der theolo-
gischen auch eine erfahrungsmiBige bzw. lebensgeschichtliche Beglaubigung

' Konsistorium der Mark Brandenburg 2.6.1939 an Martin Nieméller: Landeskirchliches

Archiv der evangelischen Kirche von Westfalen (LkA EvKvW) Bielefeld, 5.1, 440, Fasc. 1,
Bl. 23. — Die Gerda Henkel Stiftung hat meine Forschungen zu Martin Nieméller im Rah-
men ihres MAN4HUMAN-Programms ebenso grofiziigig wie unbiirokratisch gefordert. Da-
fiir gilt ihr mein herzlicher Dank. Dank geht ebenso an meinen Gastgeber im Rahmen mei-
nes Forschungsaufenthaltes, Thomas Mergel, sowie an die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
seines Lehrstuhls an der Humboldt Universitdt zu Berlin.
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318 Benjamin Ziemann

verlieh, und nicht zuletzt eine nachhaltige Skepsis gegeniiber der biirokratisch-
amtsmifBigen Verfassung der Kirche zurticklie3.

Umso erstaunlicher ist es, dass die bislang vorliegenden Biographien von
Niemoller die Wartestandsaffire nicht erwihnen.” Einzig Gerhard Schiberle-
Koenigs ist in seiner Studie tiber die Beziehung Helmut Gollwitzers zur Dahle-
mer Gemeinde in den Jahren 1937 bis 1943 kurz darauf eingegangen.” Auch
Wilhelm Niemdéller selbst hat sie in Verdffentlichungen zur Biographie seines
Bruders kurz erwihnt und dabei zu Recht betont, dass keine andere Episode aus
der Zeit des «Dritten Reiches» seinen Bruder «so sehr verwundet und belastet
hat» wie diese.” Ich werde im Folgenden eine umfassende Rekonstruktion der
Wartestandsaftire vorlegen. Damit verbindet sich ein zweifaches Ziel: zum einen
soll die Bedeutung dieser MaBBnahme als Teil des administrativen Vorgehens ge-
gen Niemoller als des fithrenden Repridsentanten der Bekennenden Kirche ver-
deutlicht werden. Der vorliegende Text ist damit auch ein Beitrag zur Geschichte
des sogenannten «Kirchenkampfes», das heiB3t der Auseinandersetzungen zwi-
schen der Bekennenden Kirche, den Deutschen Christen und dem NS-Staat um
die Hegemonie und Kontrolle in der evangelischen Kirche.’

Zum anderen dient die Rekonstruktion der Wartestandsaffire dem biographi-
schen Ziel, eine Schliisselepisode im Leben von Martin Nieméller zu erhellen.
Dieses Ziel steht im Zusammenhang einer geplanten Komplettbiographie von
Niemoéller.® Es gewinnt besondere Bedeutung aus dem erwihnten Zusammen-
hang der Wartestandsaffare mit der von Niemoller im selben Zeitraum geplanten
Konversion zur katholischen Kirche. Im Folgenden werden diese Zusammen-
hénge in zwei Schritten analysiert. Zunédchst geht es um die rechtlichen und kir-
chenpolitischen Hintergriinde der Versetzung in den Wartestand. In einem zwei-
ten Schritt geht es dann um die Perzeption dieser Maflnahme durch den in KZ-
Haft befindlichen Dahlemer Pfarrer.

James Bentley, Martin Nieméller. Eine Biographie, Miinchen 1985, geht darauf gar nicht
ein. Dietmar Schmidt, Martin Niemoller. Eine Biographie, Stuttgart 1983, 153, sieht eine
biographische «Tieflademarke» im Sommer und Herbst 1940 erreicht, geht aber auf den
Kontext der Wartestandsaffire nicht ein. Michael Heymel, Martin Niemoller. Vom Marine-
offizier zum Friedenskdmpfer, Darmstadt 2017, 96, behauptet filschlich, Niemoller sei
«seines Pfarramts enthoben» worden, ohne den Wartestand zu erwihnen. Aber genau eine
solche Entfernung aus dem Pfarramt fand schlieBlich nicht statt.

Gerhard Schiberle-Koenigs, Und sie waren téglich einmiitig beieinander. Eine wissen-
schaftliche Untersuchung tiber das Leben und das Selbstverstidndnis der Bekennenden Ge-
meinde Berlin/Dahlem 1937-1943, Giitersloh 1998, 87-92, 248-250.

Wilhelm Niemdéller, Macht geht vor Recht. Der Proze3 Martin Niemdllers, Miinchen 1952,
96-98, Zitat 98. Vgl. ders., Aus dem Leben eines Bekenntnispfarrers, Bielefeld 1961, 257.
Grundlegend fiir die Neuinterpretation dieser Auseinandersetzungen ist Manfred Gailus,
Protestantismus und Nationalsozialismus. Studien zur nationalsozialistischen Durchdrin-
gung des protestantischen Sozialmilieus in Berlin, Kéln 2001.

In Vorbereitung als: Benjamin Ziemann, Martin Niemoller. Ein deutscher Protestant im 20.
Jahrhundert, Miinchen 2019.
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Das Vorgehen von Staat und Kirche gegen Niemdller

Die Versetzung in den Wartestand 1939 war nicht der erste Versuch der Kirchen-
behorden, Martin Niemoller auf biirokratischem Wege aus dem kirchlichen
Dienst zu entfernen. Bereits 1934, auf dem Hohepunkt der gemeinhin als «Kir-
chenkampf» bezeichneten kirchenpolitischen Konflikte, hatte Reichsbischof
Ludwig Miiller einen Versuch unternommen, Niemoller seines Amtes zu enthe-
ben. Das sollte zunichst durch Er6ffnung eines Disziplinarverfahrens geschehen,
was dem Betroffenen aber die Moglichkeit geboten hitte, «in einem 6ffentlichen
Verfahren die MaBnahmen der Kirchenleitung zu kritisieren .

Miiller erlieB deshalb 1934 eine gesonderte Verfiigung, welche neben dem
Verweis in ein anderes Pfarramt die Versetzung in den einstweiligen Ruhestand
vorsah, und versetzte Niemoller unter Berufung darauf am 10. Februar 1934 in
den einstweiligen Ruhestand. Doch diese Mallnahme stiel auf den entschiedenen
Widerstand der Dahlemer Gemeinde, die Niemdoller weiterhin als ihren Pfarrer
anerkannte. Der Gemeindekirchenrat widersetzte sich auch dem Versuch des
Reichsbischofs, die Pfarrstelle Niemollers einfach durch den vom Konsistorium
zum «kommissarischen Verweser» der Pfarrstelle berufenen Pfarrer Alexander
Schaerffenberg (1893—1945) zu besetzen.® Bereits nach einem Telefongesprich
mit Eberhard Rohricht, dem Inhaber der zweiten Pfarrstelle in Dahlem, sah
Schaerffenberg von einem Besuch in der Gemeinde ab. Der mit der Angelegen-
heit befasste Oberkonsistorialrat Otto Gruhl notierte auf einem Bericht Schaerf-
fenbergs tiber die entschiedene Ablehnung der Gemeinde: «Das Weitere wird
sich finden.»’ Doch das Weitere fand sich nicht. Nieméller strengte einen Pro-
zess gegen die Gemeinde Dahlem an, um sie zur Weiterzahlung seiner Beziige
zu zwingen. Nachdem das Landgericht Berlin am 5. Juli 1934 die der Versetzung
in den Ruhestand zugrundeliegende Verordnung fiir ungiiltig erkldrte, zog der
Reichsbischof sie zuriick.'” Das Berliner Konsistorium war durch die richterliche
Entscheidung noch nicht vollig entmutigt und unternahm im Herbst 1934 offen-
bar den Versuch, durch die Einvernahme von Zeugen die Einleitung eines Dis-
ziplinarverfahrens vorzubereiten.'' Doch dazu kam es schlieBlich nicht.

Bis zur Verhaftung Niemdllers am 1. Juli 1937 sahen die Kirchenbehérden in
Berlin von weiteren Maflnahmen gegen ihn ab. Doch nach dem Urteil des Son-
dergerichts 1l in Berlin vom 2. Mirz 1938 — das Niemdller zu sieben Monaten
Festungshaft verurteilte, die jedoch durch die Untersuchungshaft verbiifit war —

Jiirgen Schmidt, Martin Niemoéller im Kirchenkampf, Hamburg 1971, 186.

Ebd., 188f. Schaerffenberg wird dort filschlich als «Pfarrer Scharfenberg» bezeichnet.

Vgl. Pfr. Schaerffenberg, Berlin-Koépenick 3.4.1934 an das Konsistorium Berlin, und ebd.
Notiz Otto Gruhl, 9.4.1934: Evangelisches Landeskirchliches Archiv in Berlin (ELAB),
14/6367.

Konsistorium Berlin 1.2.1935 an Niemoller: ebd. Vgl. Schmidt, Martin Niemdller im Kir-
chenkampf (wie Anm. 7), 189f.

Niederschrift von Konsistorial-Assessor Dr. Sellmann und Kanzleisekretir Neuling tiber die
Vernehmung der beiden Zeugen Artur Baesler und Julius Reimann «in Sachen Pfarrer i.R.
Niemoller», 3.10.1934 (Abschrift): Evangelisches Zentralarchiv Berlin (EZA), 7/11666.
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und seiner anschliefenden Verbringung in das Konzentrationslager Sachsen-
hausen stellte sich die Frage erneut.'” Bereits wenige Tage spiiter sah sich der
EOK mit der Tatsache konfrontiert, dass sich die Kunde von der Verbringung
Niemollers in ein Konzentrationslager in kirchlichen Kreisen rasch verbreitet
hatte und dort eine «weitreichende und tiefgehende Beunruhigung» ausldste.
Dies war besonders deshalb der Fall, da das Gericht ja die Entlassung Nieméllers
verfligt hatte. Dass er dennoch ins KZ kam, gab Anlass zu vielen Geriichten.
Doch der EOK versuchte vergeblich, tiber die Griinde beim Reichskirchenminis-
terium Aufschluss zu erhalten, obwohl er darauf hinwies, dass man im EOK die
Wirkung der Inhaftierung «auf die Stimmung weiter Kreise des Volkes mit Be-
sorgnis» beobachte."” Doch da diese Verhaftung aus Griinden «staatspolitischer
und nicht kirchenpolitischer Art» erfolgt sei, erhielt der EOK keine ndheren In-
formationen.'*

Der Intervention beim Reichskirchenministerium waren hektische Aktivitaten
innerhalb des EOK vorausgegangen. In einer Sitzung am 11. Mirz 1938 hatten
Mitglieder und Referenten unter Vorsitz des Vizeprdsidenten Ernst Loycke das
mogliche Vorgehen diskutiert. Einigkeit bestand dariiber, dass man das Kirchen-
ministerium auf die «eingetretene Unruhe» hinweisen wollte. Uneinigkeit gab es
dartiber, wie man sich den staatlichen Behorden gegeniiber verhalten sollte.
Oberkirchenrat Johannes Hymmen sprach sich dafiir aus, dass der Staat den kur-
sierenden Geriichten durch eine 6ffentliche Erkldarung entgegentreten solle, die
auf die «staatspolitischen Griinde» der Haft hinweise."’ Fiir diese mehr proaktive
Haltung Hymmens mag die Tatsache leitend gewesen sein, dass er Niemoller aus
deren gemeinsamer Titigkeit als Geschéftsfiihrer der Inneren Mission 1924/25
kannte und auch fortan — ab 1926 in Miinster als Konsistorialrat tdtig — mit ihm
befreundet war.'® Wie wir spiter sehen werden, war Hymmen in der Warte-
standsangelegenheit ein Fiirsprecher Nieméllers.

In einem Entwurf fiir ein entsprechendes Schreiben an das Kirchenminis-
terium wies Hymmen darauf hin, dass eine solche Intervention des EOK durch
seine wichtigste Aufgabe begriindet sei, «die Wiederherstellung der Ordnung in
der altpreuBischen Kirche». Und dafiir sei das «Vertrauen des evangelischen
Kirchenvolkes» eine unhintergehbare Voraussetzung.'” Doch der Prisident des

> Vgl. im Uberblick Schmidt, Martin Niemoller im Kirchenkampf (wie Anm. 7), 433-445,

¥ EOK, E.O. Il 1154/38, 25.3.1938 an Reichsministerium fiir die kirchlichen Angelegen-
heiten (RKM): EZA, 7/11666, Bl. 150f. Das im Entwurf noch enthaltene und auf Hymmen
zuriickgehende Wort «tiefgehende» wurde in der Ausfertigung des Schreibens gestrichen.
Aktennotiz Dr. Kronenberg, 8.3.1938, «Betr. Verhaftung von Pfarrer Niemoller, Dahlemy:
ebd., BI. 152.

" Niederschrift iiber die Sitzung der Mitglieder und Referenten des EOK am 11. Mirz 1938:
ebd., Bl. 154f.

Vgl. Martin Niemoller, Briefe aus der Gefangenschaft. Konzentrationslager Sachsenhausen
(Oranienburg), Biclefeld 1979, hg. von Wilhelm Nieméller, 74; vgl. Friedrich Wilhelm
Bautz, Hymmen, Johannes: in: Biographisch-Bibliographisches Kirchenlexikon (BBKL),
Bd. 2, Hamm 1990, Sp. 1232,

" «Entwurf Hymmen», 0.D. (11.3.1938): EZA, 7/11666, Bl. 156.
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EOK, Friedrich Werner, entschied sich fiir den von der Mehrheit der am 11.
Mirz Anwesenden unterstiitzten Entwurf des Oberkirchenrates Ernst Viktor
Benn, der die Anfrage nach den Griinden der Haft als untuliche Einmischung in
die Belange des NS-Staates zuriickwies und sich auf die Mitteilung der unter den
Evangelischen ausgelosten «Unruhe» beschrinken wollte. Bestenfalls, so Benn,
sei es dem EOK als «Dienstaufsichtsbehdrde» Niemdéllers moglich, rein innerbe-
hordlich nach den Griinden fiir die Haft zu fragen.'®

Und genau ein solches innerbehordliches Vorgehen praktizierte der EOK auch
im Folgenden. Nachdem man eine Schriftfassung des Urteils des Sondergerichts
erhalten hatte, reichte man diese an das Berliner Konsistorium mit dem Auftrag
zu einer «EntschlieBung» weiter, ob nicht jetzt der Zeitpunkt fiir ein «férm-
liche[s] Disziplinarverfahren» gegen Martin Niemoller gekommen sei.'” Doch
das Konsistorium lehnte dies ab, wie es am 1. August 1938 in einer bemerkens-
werten Stellungnahme begriindete:

«Nach reiflicher Uberlegung sehen wir uns nicht in der Lage, auf Grund des Urteils
des Sondergerichts vom 2. Mirz 1938 das formliche Disziplinarverfahren gegen Pfar-
rer Niemdoller zu eroffnen. Wir sind mehrfach aufgefordert worden, uns fiir Pfarrer
Niemoller einzusetzen. Wir haben das abgelehnt, weil wir als Kirchenbehérde uns
u.E. nicht auf das politische Gebiet begeben diirfen, und es sich bei der Angelegen-
heit «(Niemoéller» um eine politische Angelegenheit handelt. Aus dem gleichen
Grunde glauben wir aber auch, jetzt nicht gegen ihn vorgehen und ein Diszi-
plinarverfahren gegen ihn allein auf Grund des Urteils des Sondergerichts erdffnen
zu dirfen. Dazu kommt, dass bei der grossen gesamtkirchlichen Bedeutung dieser
Angelegenheit und den Riickwirkungen, welche die Einleitung eines Disziplinar-
verfahrens gegen Niemoller auf die ganze evangelische Kirche in Deutschland aller
Voraussicht nach haben wiirde, wir als Provinzialinstanz uns nicht fiir geeignet
halten, von uns aus die Entscheidung in dieser Sache zu treffen.»?’

Abgesehen von den Uberlegungen zur problematischen Grenzziehung zwi-
schen Religion und Politik im «Dritten Reich», die das Konsistorium hier an-
spricht, motivierten praktische Schwierigkeiten und Kompetenzprobleme dessen
ablehnende Haltung. Nach der Verbringung Nieméllers ins Konzentrationslager
war dessen Fall mehr denn je ein Politikum von weitreichender Bedeutung, fiir
dessen Kldrung das Konsistorium als nachgeordnete Behorde nicht die Verant-
wortung {ibernehmen wollte.’

""" Niederschrift tiber die Sitzung der Mitglieder und Referenten des EOK am 11. Mirz 1938:
ebd., Bl. 155. Vgl. EOK 25.3.1938 an RKM: ebd., Bl. 150f.

lq EOK 4.6.1938 an Berliner Konsitorium: ebd., Bl. 197.

" Konsistorium Berlin, Berichterstatter Konsistorialrat Paul Fahland 1.8.1938 an EOK: EZA

7/11666, Bl. 201.

Das Konsistorium der Rheinprovinz dagegen hatte den EOK mehrfach zur Schaffung einer

rechtlichen Grundlage fiir das Vorgehen gegen BK-Pfarrer gedringt, und wandte die am

18.3.1939 ergangene Verordnung sogleich im Fall des ins KZ Buchenwald verbrachten

Pfarrers Paul Schneider an, der jedoch noch vor der Versetzung in den Wartestand verstarb.

Vgl. Simone Rauthe, «Scharfe Gegner». Die Disziplinierung kirchlicher Mitarbeitender

durch das Evangelische Konsistorium der Rheinprovinz und seine Finanzabteilung von

1933 bis 1945, Bonn 2003, 89f.
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Doch fiir den EOK war die Sache damit noch nicht erledigt. In einer Akten-
notiz wies ein Mitarbeiter des EOK kurz nach der Stellungnahme des Kon-
sistoriums darauf hin, dass Friedrich Werner als Président des EOK den Vorgang
zu Niemdller bereits im Oktober 1938 zur Wiedervorlage erwarte. Dann solle
«die Frage der Anwendung der zu erwartenden Versetzungsverordnung gepriift
werden.»”* Diese «Verordnung iiber die Versetzung von Geistlichen aus dienst-
lichen Griinden» fiir die Evangelische Kirche der altpreuBSischen Union (ApU)
erging dann allerdings erst am 18. Mirz 1939.” Doch im internen Geschiftsgang
bereiteten die Beamten des EOK sie offenbar bereits seit dem Sommer 1938 vor,
und zwar, so ldsst sich vermuten, auch als Reaktion auf die offenkundigen Hin-
dernisse in der erfolgreichen Durchfithrung eines Disziplinarverfahrens gegen
Nieméoller. Dies lag nicht zuletzt daran, wie der EOK dem Kirchenministerium
gegeniiber argumentierte, dass die Kirchenbehérden keinen Aufschluss iiber die
genauen Griinde fiir das staatspolizeiliche Vorgehen gegen den Dahlemer Pfarrer
erhielten.” Diese Argumentation wiederholte der EOK nochmals im Juni 1939,
nachdem das Wartestandsverfahren gegen Niemoller bereits eingeleitet war. Man
sei «von den Sachbearbeitern Ihres Ministeriums, Herr Reichsminister [Kerrl],
mehrfach aufgefordert waren, gegen Pfarrer Niemoéller vorzugehen.» Doch das
milde Urteil des Sondergerichts, und insbesondere die Tatsache, dass es Nie-
moller ausdriicklich zubilligte «nach seiner Uberzeugung immer nur in Abwehr
von vermeintlichen Angriffen gegen den Bestand der Kirche gehandelt» zu
haben — wie man aus der Urteilsbegriindung zitierte — hétte nur eine sehr milde
und damit kontraproduktive disziplinarische Bestrafung erwarten lassen. Erst die
Verordnung vom 18. Mérz 1939 habe nun eine Handhabe zum Vorgehen ge-
boten.*’

Damit ist der Kontext des 1939 eingeschlagenen Vorgehens gegen Niemoller
deutlich geworden. Die beteiligten Kirchenbehdrden waren iiber die Riickwir-
kungen der andauernden KZ-Haft der Leitfigur der Bekennenden Kirche auf die
Einstellung breiter Kreise des evangelischen Deutschland besorgt.*® Doch zu-
gleich bereitete es diesen Behorden angesichts der prominenten Rolle Niemollers
in der Auseinandersetzung zwischen NS-Staat und Kirche sichtbare Schwierig-
keiten, die Verantwortung fiir seine Entfernung aus dem kirchlichen Dienst zu
{ibernehmen. Auch der EOK unter seinem Prisidenten Friedrich Werner, ein

22 Aktennotiz, EOK, «PM», 24.8.1938: ebd., B. 200.

2 EOK, «Verordnung iiber die Versetzung von Geistlichen aus dienstlichen Griindeny,
18.3.1939, in: Gesetzblatt der Deutschen Evangelischen Kirche, Nr. 4 v. 22.3.1939, 13f.

% RKM 24.12.1938 an EOK, und dessen Antwort vom 9.2.1939: EZA, 7/11666.

> Friedrich Werner/EOK, E.O. II 2808/39 17.6.1939 an den Reichsminister fir die kirch-

lichen Angelegenheiten: EZA 7/11667.

Dazu trugen nicht zuletzt die zahlreichen Schreiben von einzelnen Mitgliedern der Ge-

meinde Dahlem sowie anderen Personen an Konsistorium und EOK bei, die ihrem Un-

willen iiber das Wartestandsverfahren Ausdruck verlichen. Vgl. z.B. die von Ludwig Bart-

ning am 24.6.1939 im Namen von 500 Mitgliedern der «Evangelischen Bekenntnisge-

meinde Berlin-Dahlem» an Friedrich Werner (ibersandte EntschlieBung «Auch als Gefange-

ner bleibt er unser Pfarrer», und weitere Schreiben in: EZA, 7/11667.
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«geschmeidiger Jurist mit betrdchtlich intriganten Ziigen», der als NSDAP-Mit-
glied seit 1933 eine rasante Karriere in den hochsten Leitungsgremien der Kirche
gemacht hatte, verhielt sich zunichst abwartend. Wemer musste erst vom Kir-
chenministerium zum Handeln gedringt werden.”” Darin folgte er seiner seit der
Berufung zum Leiter der DEK 1937 eingeschlagenen Taktik, sich «alle Anregun-
gen vom Kirchenministerium» geben zu lassen und «ohne jede eigene Linie» zu
handeln.”® So lag die Initiative in der Verfolgung Niemdllers weiterhin beim NS-
Staat, und den kirchlichen Behorden blieb nur eine ausfiihrende Funktion.

Die Versetzung von Pfarrern oder anderen Beamten in den Wartestand war
keine Erfindung der nationalsozialistischen Kirchenpolitik. Bereits im Beamten-
recht des Kaiserreichs gab es die Moglichkeit einer Versetzung in den einst-
weiligen Ruhestand — wie man heute sagt — unter Weiterbezahlung der Beziige.
Auch in manchen Kirchenordnungen der 1920er Jahre war diese Moglichkeit
vorgesehen. Doch erst im Nationalsozialismus wurde dieses zur Uberbriickung
bzw. Uberfiihrung eines Pfarrers in eine neue Dienststelle vorgesehene dienst-
rechtliche Instrument in eine Waffe zur Entfernung missliebiger Pfarrer umge-
formt. So wurde eine Regelung in § 8 des Vorldufigen Kirchengesetzes vom
4.12.1933 dazu benutzt, Pfarrer sogenannter «nichtarischer» Abstammung aus
dem Amt zu entfernen.” In der Kirche der ApU war bereits im Februar 1934 eine
Verordnung iiber die Versetzung in den einstweiligen Ruhestand ergangen.™

Die evangelische Kirche der ApU war nicht die einzige evangelische Landes-
kirche, in der 1939 rechtliche Voraussetzungen zur Versetzung missliebiger
Geistlicher in den Wartestand geschaffen wurden. Dieses Vorgehen stand im Zu-
sammenhang mit dem Scheitern der Politik der Kirchenausschiisse auf Reichs-
ebene und in den Landeskirchen, die Hanns Kerrl seit 1935 verfolgt hatte. In
Sachsen, Preuflen und Nassau-Hessen wurden die Landeskirchenausschiisse vor-
zeitig entmachtet. Dort wurden seit Dezember 1937 sogenannte «Einmann-
kirchen» geschaffen, denen — wie Friedrich Werner in der ApU — ein Jurist als
Priisident vorstand, ohne dass es geistliche Leitungsgremien gab.’' So amtierte
Johannes Klotsche seit Ende 1937 als Président der sidchsischen Landeskirche.
Im Sommer 1939 eskalierte der Konflikt zwischen Klotsche und der Be-
kennenden Kirche. Dieser benutzte deshalb eine seit dem April 1939 bestehende

7 Kurt Meier, Der Evangelische Kirchenkampf. Erster Band: Der Kampf um die Reichs-

kirche, Halle/Saale 1976, 559.

Ebd. Zu Werner vgl. Gertraud Griinzinger, Friedrich Werner (1897-1955). Ein Jurist zwi-
schen kirchlichem Rechtsanspruch und nationalsozialistischer AnmafBung, in: Irmfried
Garbe (Hg.), Kirche im Profanen. Studien zum Verhiltnis von Profanitit und Kirche im 20.
Jahrhundert. Festschrift fiir Martin Onnasch zum 65. Geburtstag, Frankfurt a. M. 2009, 73—
94; Peter Noss, Friedrich Werner (Jurist), in: BBKL, Bd. 13, Herzberg 1998, Sp. 842—850.
Peter von Tilling, Nochmals: Der Wartestand, in: Deutsches Pfarrerblatt Nr. 4/2005, zitiert
nach: «pfarrerverband.medio.de/pfarrerblatt/ dpb_print.php?id=1630» (eingesehen am 18.5.
2016).

Verordnung vom 3.2.1934, abgedruckt in Rauthe, «Scharfe Gegner» (wie Anm. 21), 418f.
Karl-Heinrich Melzer, Der Geistliche Vertrauensrat. Geistliche Leitung fiir die Deutsche
Evangelische Kirche im Zweiten Weltkrieg, Gottingen 1991, 119-122.
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«Versetzungsordnung» dazu, um missliebige Pfarrer und Superintendenten ent-
weder in die lindliche Provinz oder in den Wartestand zu versetzen.>

In der evangelischen Kirche der ApU wie in den eben genannten anderen
Landeskirchen war es die am 10. Dezember 1937 erlassene 17. Durchfiihrungs-
verordnung zum Sicherungsgesetz der Deutschen Evangelischen Kirche vom 24,
September 1935, die dem Prisidenten des EOK bzw. den anderen Kirchen-
beamten an der Spitze der Einmannkirchen «die Funktion der Kirchenregierung
iibertrug» und ihnen damit den Erlass von Verordnungen ermdglichte.”® Die in
der evangelischen Kirche der ApU am 18. Mérz 1939 erlassene Wartestandsver-
ordnung berief sich direkt auf diese «Ermédchtigung» durch die DVO vom
10.12.1937. Sie sah die Versetzung des Pfarrers in eine andere Gemeinde oder
den Wartestand dann vor, «wenn ihm eine gedeihliche Fiihrung seines Pfarramts
in seiner Gemeinde nicht mehr moglich ist oder die Wahrung der Ordnung in der
Gemeinde es verlangt.» Eine schriftliche Beschwerde war binnen zwei Wochen
moglich. Der Prisident des EOK entschied iiber sie «endgiiltig».’* Als das Kon-
sistorium Martin Niemdéller am 2. Juni 1939 iiber die geplante Versetzung in den
Wartestand informierte, berief es sich dabei auf diesen § 1 Abs. 2 der Verord-
nung. Nach Auffassung des EOK, so das Konsistorium, sei dies erforderlich,
«[d]a sie bereits seit 2 Jahren sich in Haft befinden und noch nicht abzusehen ist,
wann Sie daraus entlassen werden und Ihr Pfarramt wieder verwalten konnen».”

Die erste Reaktion auf das Schreiben des Konsistoriums kam nicht von
Martin Niemoller selbst, sondern von seinem Bruder Wilhelm, Pfarrer in Biele-
feld, der nach anfinglichem Interesse fiir die Deutschen Christen seit 1933 an
fiihrender Stelle in der Bekennenden Kirche in Westfalen titig war.’® Wilhelm
Niemoller wandte sich bereits am 8. Juni an Friedrich Werner, den Prisidenten
des EOK. Er wies dabei auf das offenkundige hin, ndmlich dass sein in Einzel-
haft befindlicher Bruder unmoéglich innerhalb von zwei Wochen eine sach-
kundige Beschwerde gegen eine Verordnung einlegen kénne, von deren Existenz
er tiberhaupt zum ersten Mal erfuhr. Zudem bestand fiir Wilhelm Niemdller kein
Zweifel daran, dass sein Bruder nicht nur das Objekt der Verordnung iiber den
Wartestand sei, sondern auch deren eigentlicher Anlass.”’

2 Ebd., 123.

* Kurt Meier, Der Evangelische Kirchenkampf, Bd. 2: Gescheiterte Neuordnungsversuche im

Zeichen staatlicher «Rechtshilfe», Goéttingen 1984, 178f.

Verordnung iiber die Versetzung von Geistlichen aus dienstlichen Griinden, 18.3.1939, 13.

Konsistorium der Mark Brandenburg 2.6.1939 an Martin Niemdéller (Abschrift): LkA

EvKvW, 5.1, 440, Fasc. 1, BlL. 23. Eine weitere Abschrift in EZA, 50/57, Bl. 74. Die Beauf-

tragung des Konsistoriums erfolgte durch das Schreiben EOK, E.O. II 2117-39 vom

10.5.1939 an das Konsistorium: EZA, 7/11667.

Vgl. Jirgen Kampmann, Bekenntnispfarrer, Archivar und Geschichtsschreiber: Wilhelm

Niemoller zwischen Weltwirtschaftskrise und Wirtschaftswunder, in: Reimund Haas (Hg.),

Fiat voluntas tua. Theologe und Historiker, Priester und Professor. Festschrift zum 65. Ge-

burtstag von Harm Klueting, Miinster 2014, 467-485.

7 Wilhelm Niemoller 8.6.1939 und 18.7.1939 an Friedrich Werner: EZA, 7/11667. Werner
lie} dieses Schreiben ebenso unbeantwortet wie das zweite vom 18.7.
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Martin Nieméller selbst konnte einstweilen nur iiber seine Anwiélte reagieren.
Er hatte — gewiss wutentbrannt — am 9. Juni in Sachsenhausen die Annahme der
Verfligung verweigert, nachdem er von ihrem Inhalt Kenntnis genommen hatte.
Die Gestapo leitete das Schreiben deshalb, wie von ihm gewiinscht, an Horst
Holstein weiter, neben Willy Hahn und Hans Koch einer der drei Anwilte, die
Niemoller auch als Rechtsbeistand in seinem Prozess vertreten hatten. Diese
reichten sofort Antrdge auf Fristverlingerung — beim Konsistorium — und auf
Gespriichserlaubnis mit ihrem Klienten — bei der Gestapo — ein.”® Am 25. Juli
traf Niemoller sich fiir eine halbe Stunde im Beisein eines Gestapo-Mitarbeiters
mit Hahn. Dabei wurden neben dem Einlegen einer Beschwerde auch die Mog-
lichkeit einer Zivilklage fiir den Fall erortert, dass die Beschwerde erfolglos
blieb.”” Mit Datum vom 21. September 1939 reichten die drei Anwilte im Na-
men ihres Klienten einen sechseitigen Schriftsatz mit der Beschwerde gegen die
Wartestandsverfiigung ein.*

Waihrend sich so ein reger Schriftverkehr zwischen den Anwilten Niemollers
und dem Konsistorium entwickelte — zu dem am 14. September auch noch eine
Besprechung zwischen beiden Parteien kam — sorgte der deutsche Uberfall auf
Polen am 1. September flir neuerliche Verwicklungen. Denn nur eine Woche spi-
ter, am 7. September, meldete sich der «Kapitdnleutnant» Niemoller mit einem
handschriftlichen Schreiben an das Oberkommando der Reichsmarine «zum
freiwilligen Dienst» in der Marine.'' Die Kunde von diesem Schritt verbreitete
sich in Windeseile nicht nur in Kreisen der Bekennenden Kirche — wo sie nach-
haltige Irritationen ausloste — sondern auch in der auslindischen Presse.*” Es ist
hier nicht der Ort, den Motiven fiir diesen Schritt Niemollers n::xchzugehen.43 Fiir
den Fortgang des Verfahrens war er insofern von Bedeutung, als die Anwilte
Niemollers beim Konsistorium einen weiteren Aufschub erreichen wollten, bis
tiber die freiwillige Meldung entschieden sei. Doch als dieser dann mit einiger
Verzogerung im November erfuhr, dass die Wehrmacht die Meldung abgewiesen
hatte, entschloss man sich dort, die féllige Entscheidung «jetzt sofort» zu tref-
fen.*

Am 25. November teilte das Konsistorium Niemdller dann seine Entschei-
dung mit: er werde mit Wirkung vom 1. Januar 1940 in den Wartestand versetzt.

38

Zu diesen Abldufen Konsistorium der Mark Brandenburg 15.7.1939 an den EOK, und RA
Hahn 29.7.1939 an das Konsistorium: EZA, 7/11667.

*" Martin Nieméller an Willy Hahn, 25.7.1939: LkA EVKvW, 5.1, 440, Fasc. 2, BL. 117.

" Rechtsanwiilte Hahn, Holstein und Koch 21.9.1939 an den Prisidenten des Konsistoriums
der Mark Brandenburg: Zentralarchiv der Evangelischen Kirche in Hessen und Nassau
(ZEKHN), 62/6069.

Martin Nieméller, Kapitinleutnant, 7.9.1939 an das Oberkommando der Reichsmarine,
Berlin W 3: LkA EvKvW, 5,1, 440, Fasc. 2, Bl. 127.

Vgl. z.B. den Auszug aus dem Nieuwe Rotterdamsche Courant Nr. 489 vom 17.10.1939:
EZA, 7/11667.

Die Diskussion bei Bentley, Martin Niemoller (wie Anm. 2), 179f. ist gdnzlich ungeniigend.
Konsistorium der Mark Brandenburg 10.11.1939 an Willy Hahn (Zitat), Willy Hahn
25.9.1939 an Konsistorium; Konsistorium an EOK 4.10.1939: EZA, 7/11667.
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Da er sich seit Mirz 1938 im KZ Sachsenhausen in Haft befinde, und «nach aller
Voraussicht auf absehbare Zeit» hinaus auch in Zukunft «seinen Dienst nicht
ausiiben» koénne, sei es «im Interesse der Wahrung der Ordnung in der Gemein-
de» nicht linger zuzulassen, «daB fiir die Besoldung des Geistlichen Gemeinde-
mittel» verausgabt wiirden. Es handele sich in Dahlem zwar um eine «wohl-
habende Gemeinde». Dennoch miisse man von der Moglichkeit Gebrauch ma-
chen, durch die Versetzung Niemollers in den Wartestand dessen Gehalt auf das
80 Prozent der vollen Beziige betragende Wartegeld abzusenken. Zudem miisse
nun auch die Pfarrstelle Niemolllers wiederbesetzt werden. Das Konsistorium
rdaumte nochmals eine Frist von zwei Wochen zur Beschwerde ein, {iber die dann
der Prisident des EOK «endgiiltig» entscheiden werde.*

Den Wartestand mit den Beziigen Niemdllers zu begriinden, war selbst inner-
halb der kirchlichen Behorden umstritten. Im Juli war die Finanzabteilung des
Konsistoriums vorgesprescht und hatte vom EOK eine Entscheidung dariiber er-
beten, ob sie Niemdller auch in Zukunft das volle Gehalt zahlen solle. Zudem
gab man dort seine Auffassung kund, dass es die «Pflicht» des Konsistoriums ge-
wesen wire, gleich nach der Verbringung Niemollers in das KZ ein Disziplinar-
verfahren einzuleiten.’® Der EOK wehrte sich gegen diese Vorwiirfe mit dem
Verweis auf das Reichskirchenministerium. Dieses hatte Anfang Juli gegeniiber
der Reichskanzlei unter Berufung auf eine Absprache mit dem EOK darauf hin-
gewiesen, dass fiir eine Sperrung der Beziige die Einleitung eines Disziplinar-
verfahrens notig wire. Davon aber hitten EOK und Konsistorium «damals» —
also im Friithjahr 1938 — mit Bedacht abgesehen, da der in der evangelischen
Kirche «herrschende Gruppenstreit» auch die Disziplinarbehdrden ergriffen und
den Ausgang eines solchen Verfahrens ungewiss gemacht habe. Uberhaupt sei
die mit einem Disziplinarverfahren verbundene «Wiederaufrollung des gesamten
Falles Nieméller aus innen- und auBenpolitischen Griinden» auch jetzt «uner-
wiinscht». Zugleich wies das Kirchenministerium mit Blick auf das laufende
Wartestandsverfahren darauf hin, dass weder der EOK noch das Ministerium
«MaBnahmen gegen die Familie Niemdllers», und zwar vor allem deren « Exmit-
tierung» aus dem Pfarrhaus in der Cecilienallee 61 in Dahlem, fiir angebracht
hielten.”’

Nach der Entscheidung vom 25. November war es Johannes Hymmen, der in
einer Aktennotiz seine Bedenken zum Ausdruck brachte. Hymmen fragte sich,
wie die Entscheidung iiber den Wartestand mit der genannten «Anweisung» des
Kirchenministeriums aus dem Juli zu vereinbaren sei. Eine Wiederbesetzung der
Pfarrstelle hielt er — wegen der dabei zu erwartenden Konflikte — fiir schlichtweg

“ Konsistorium der Mark Brandenburg, «Entscheidung» 25.11.1939 (Abschrift): ZEKHN,

62/6069.

Vorsitzender der Finanzabteilung beim Konsistorium der Mark Brandenburg 4.7.1939 an

EOK: EZA, 7/11667.

7 Zitate aus: RKM 7.7.1939 an den Chef der Reichskanzlei; vgl. EOK 2.8.1939 an die Fi-
nanzabteilung beim Konsistorium der Mark Brandenburg: EZA 7/11667.
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«unmoglich». Und was fiir ein «finanzieller Vorteil» sich daraus ergebe, dass
nicht «die reiche Gemeinde Dahlem 100%, sondern die Landeskirche <nur> 80 %
des Gehaltes trdgt, ist mir nicht deutlich.»*® Denn in der Tat hatte das seit 1920
stetig steigende Kirchensteueraufkommen die in einem florierenden Villenvorort
der Reichshauptstadt gelegene Gemeinde Dahlem «zur reichsten Kirchengemein-
de Berlins, wahrscheinlich auch Deutschlands» gemacht.*

Niemoller selbst erhielt die Entscheidung vom 25. November erst am 12.
Dezember im KZ ausgehiindigt.”’ Er reagierte darauf mit einem Schreiben an den
Prisidenten des Konsistoriums, in dem er eine Erwiderung ankiindigte, sobald er
Gelegenheit zur Riicksprache mit den Anwilten gehabt habe. «Bis zur defini-
tiven Entscheidung der Angelegenheit durch ihren Auftraggeber [d.h. der EOK]
habe ich vorsorglich fiir mich und meine Familie den Austritt aus der (Evange-
lischen Kirche» in die Wege geleitet.»”' Die Anwilte Nieméllers reichten Mitte
Januar ihre neuerliche Beschwerde beim EOK ein. Dabei hoben sie im Kern da-
rauf ab, dass wihrend des Krieges die «Konzentration» auf die «Landesverteidi-
gung» die Zuriickstellung aller nicht unbedingt notwendigen Verfahren erfor-
dere, und dass die Kirche selbst mit einer Verordnung vom 9. Oktober 1939 auf
dem Gebiet des kirchlichen Disziplinarrechts diesem Grundsatz gefolgt sei.*
Das Konsistorium deutete der Gemeinde gegeniiber schon im September an, dass
das Verfahren angesichts der durch den Krieg verdnderten «vaterldndischen La-
ge» ruhen konne.” Doch zumindest Johannes Hymmen war mehr von der emo-
tionalen Intervention Niemollers vom 12. Dezember bewegt als durch die von
seinen Anwilten vorgebrachten Griinde, obwohl er auch diese antizipierte und
teilte. In einem Aktenvermerk notierte er kurz vor dem Jahresende 1939:

«Am Abend des 27. Dez. waren die beiden dltesten Kinder von P. Niemdéller [Bri-
gitte, geboren 1920, und Hans Joachim, geboren 1922] in meiner Wohnung bei mir,
um mich fiir ihre Mutter und ihren Vater zu bitten. Die Unterredung mit den Kin-
dern hat mich in dem Rat bestirkt, die Durchfiihrung der Wartestandsverfligung
mit Riicksicht auf den Krieg auszusetzen. Der anliegende Brief von P. Nieméller,
der mich bei seinem Temperament nicht iiberrascht, bestirkt mich noch weiter in
diesem Rat um des Mannes willen.»™*

® Konsistorium 27.11.1939 an den EOK, darauf Aktennotiz Hymmen 12.12.1939 (Zitat) zur

Entscheidung vom 25.11.1939: EZA, 7/11667.

Gailus, Protestantismus (wie Anm. 5), 311-313, Zitat 315.

*%" Konsistorium der Mark Brandenburg 21.12.1939 an EOK: EZA, 7/11667.

51" Martin Nieméller 12.12.1939 an den Prisidenten des Konsistoriums: EZA, 7/11667; vgl.
Schiberle-Koenigs, Und sie waren (wie Anm. 3), 91.

Rechtsanwilte Hahn/Holstein/Koch 12.1.1940 an den EOK: EZA, 7/11667.
Konsistorialprasident Johannes Heinrich 11.9.1939 an den Gemeindekirchenrat Dahlem und
dessen Antwort vom 2.10.1939 (Zitat): Archiv der Ev. Kirchengemeinde Berlin-Dahlem,
2034, Hefter II.

Konsistorium der Mark Brandenburg 28.12.1939 an den EOK, mit einer Abschrift von Nie-
mollers Schreiben vom 12.12.1939, dazu «Vermerk» von Johannes Hymmen, 29.12.1939
(Zitat): EZA 7/11667. Mit anderer Akzentuierung vgl. Schiberle-Koenigs, Und sie waren
(wie Anm. 3), 92.
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Der Geistliche Vertrauensrat der DEK folgte in seiner Sitzung vom 20. Fe-
bruar 1940 dem Gedanken, das Wartestandsverfahren im Sinne der «Konzen-
tration» auf die «nationale Verteidigung» und zur «Befriedung» der Kirche «fir
die Kriegszeit» auszusetzen.” Der EOK folgte dieser Empfehlung, bis er die Ent-
scheidung vom 25. November 1939 schlieBlich nach Kriegsende aufhob.’® Mitte
April kiindigte Else Niemoéller ihrem Gatten an, dass dieser bald einen Brief von
Horst Holstein in Sachen des Wartestandes erhalten werde, «der Dich sehr er-
freuen wird. Du wirst sehen, wie recht ich habe, wenn ich nicht so pessimistisch
bin wie Du.»”’ Am 29. Mai 1940 teilte Holstein seinem Klienten mit, dass die
Wartestandsangelegenheit wihrend des Krieges ruhen werde.”®

Die Reaktion und Perzeption Martin Niemdéllers

Mit der Wartestandsverfligung hatten Kirchenministerium und EOK auf das
Dilemma reagiert, dass auch nach der neuen Disziplinarordnung der ApU vom
13.4.1939 ein Disziplinarverfahren gegen Niemdller keine Erfolgsgarantie bot,
solange das von der Gestapo gesammelte Belastungsmaterial dafiir nicht zur
Verfligung stand. Abgesehen davon schien ein Disziplinarverfahren, wie es etwa
seit Ende 1938 gegen den Berliner Pfarrer und Superintendenten Martin Albertz
lief, im Falle Niemollers auch aufgrund der zu erwartenden offentlichen Re-
aktion inopportun.”® Dabei war das Kirchenministerium als staatliche Behorde
die treibende Kraft hinter dem Wartestandsverfahren gewesen. Doch fiir Nie-
moller war dies nicht zu erkennen.

In der Isolation der KZ-Einzelhaft hatte Niemoller nur duflerst begrenzten
Kontakt mit der Aullenwelt. Alle 14 Tage hatte seine Frau eine in der Regel
halbstiindige, ausnahmsweise bis zu 40 Minuten dauernde Besuchserlaubnis.
Doch diese fand in Gegenwart eines Gestapo-Beamten statt und musste in der
knappen zur Verfiigung stehenden Zeit noch zahlreiche andere personliche und
familidre Themen abdecken. Gleich in der ersten «Sprechstunde» nach dem Er-
halt der Verfiigung vom 2. Juni 1939 wurde Niemdller von dem anwesenden
«Beamten vorgehalten, daf3 ich nur iiber private Familienangelegenheiten, nicht
aber iiber meine Pensionierung (!) sprechen diirfe. Auf meinen Einwand, daf3 das
meine Familie unmittelbar und sehr stark betrife, sagte er, ich miisse das im
Brief schreiben.»® Die von Herrn Kimmel, dem mithdrenden Beamten, benutzte

* Auszug aus dem Protokoll iiber die Sitzung des Geistlichen Vertrauensrates am 20.2.1940:

EZA, 7/11667. Nicht korrekt der Hinweis von Wilhelm Nieméller in: Niemdéller, Briefe aus

der Gefangenschaft (wie Anm. 16), 88, Anm. 1.

Schiberle-Koenigs, Und sie waren (wie Anm. 3), 92.

°7 Else Niemoller an Martin Nieméller, 15.4.1940: ZEKHN, 62/6081.

* Horst Holstein 29.5.1940 an Martin Niemoller: LkA EvKvW, 5.1, 440, Fasc. 2, Bl. 140.

3 Vgl. dazu nochmals RKM 7.7.1939 an den Chef der Reichskanzlei: EZA, 7/11667; zum
Kontext des neuen Disziplinarrechts und dem Verfahren gegen Albertz vgl. Peter Noss,
Martin Albertz (1883-1956). Eigensinn und Konsequenz, Neukirchen-Vluyn 2001, 419-
432,

5 Martin Niemoller, Notiz iiber die Sprecherlaubnis vom 22.6.1939: ZEKHN, 62/6179.
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Terminologie irritierte Niemoller offenkundig, musste sie doch den Eindruck er-
wecken, als ob der Wartestand ein endgiiltiger Ruhestand sei. Immerhin gelang
es Niemoller bis Anfang 1940 wiederholt, die Verwicklungen um den Warte-
stand in den Sprechstunden mit seiner Frau zumindest kurz zu thematisieren.”’

Dariiber hinaus benutzte Niemoller die Gelegenheit, den Wartestand in den
zwei Mal monatlich an seine Frau gesandten Briefen anzusprechen und seine Po-
sition zumindest stichwortartig zu erliutern.*” Doch Else Nieméller war in vie-
lerlei Hinsicht der falsche Adressat fiir diese Uberlegungen. Zum einen deshalb,
weil sie der Konversionsidee ihres Mannes und seiner in der Wartestandsaffire
begriindeten Absicht, den formellen Kirchenaustritt zu vollziehen, auswei-
chenden Widerstand entgegensetzte. Zum anderen deshalb, weil sie gerade in
diesen Monaten eine resignierte, in manchem fatalistische Einstellung an den
Tag legte. Diese stand in starkem Kontrast zu dem etwas ungestiimen Dréngen
Martins, durch Konversion und Kirchenaustritt eine Kldrung herbeizufiihren, ja
mehr noch eine fundamentale Abrechnung mit den Kirchenbehorden vorzuneh-
men. Am 21. Juni schrieb Else ihrem Mann in direktem Bezug auf die «Warte-
standsgeschichte»: «Ich bin nur immer wieder erstaunt, wie wenig es mich
innerlich beriihrt. Ich habe mich ja ldngst damit abgefunden, daf3 ich kein beque-
mes Leben haben werde.»®

Aus diesen Griinden waren die Anwilte in der Wartestandsangelegenheit die
wichtigsten Gesprichspartner und Ratgeber Martin Niemollers, und das nicht nur
aufgrund ihrer juristischen Kompetenz. Gerade Horst Holstein war zudem ein
enger personlicher Vertrauter Niemollers, auf dessen Rat er «besonderen Wert»
legte.* Parallel zur Wartestandsaffire war das Verhiltnis zwischen Martin Nie-
moller und seiner dltesten Tochter Brigitte durch eine nach kurzer Zeit geloste
Verlobung sehr schwer belastet. Niemdoller fiihlte mit groBer Erbitterung, dass er
aus dem KZ heraus keine Kontrolle iiber seine Tochter ausiiben konnte. Und in
dieser ebenso prekédren wie sensitiven familidren Angelegenheit war er bereit,
auf die Unterstiitzung von Horst Holstein zuriickzugreifen.®> Auch in der Warte-
standsangelegenheit bat Niemoller Holstein darum, auf seine Frau Einfluss zu
nehmen. Konkret ging es dabei um die Gefahr der Exmittierung der Familie aus
dem Pfarrhaus. Bereits Ende September 1939 hatte Else in einer Sprecherlaubnis
mitgeteilt, dass Konsistorialpridsident Heinrich den Anwilten versichert habe,
«vom Riumen der Wohnung konne keine Rede sein!»® Doch ihr Mann traute
solchen Beschwichtigungsversuchen nicht. Im Dezember beklagte er sich bei
Holstein dariiber, dass seine Fraue keine Anstalten fiir ein anderweitiges «Unter-
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Notizen tiber die Sprecherlaubnisse vom 11.8., 21.9., 2.11.1939, 1.2. und 15.2.1940: ebd.
Niemdller, Briefe aus der Gefangenschaft (wie Anm. 16), 61f., 67f., 85, 87.

% Else an Martin Nieméller, 21.6.1939: ZEKHN, 62/6081.

% Martin Niemdller 25.7.1939 an Willy Hahn: LkA EvKvW, 5.1, 440, Fasc. 2, Bl. 117; vgl.
ders. an RA Koch, 21.7.1940 (Entwurf): ZEKHN, 62/6069.

Dazu verschiedene Hinweise in den Notizen {iber die Sprecherlaubnisse Ende 1939/Anfang
1940: ZEKHN, 62/6179.

Notiz iiber die Sprecherlaubnis vom 21.9.1939: ZEKHN, 62/6179.
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kommen» der Familie mache. Ihr Strduben, so schrieb er seinem Anwalt, «regt
mich schon seit Monaten immer wieder auf.» «Ich habe den Eindruck, dass
meine Frau den Ernst der Situation [...] gar nicht sieht oder vielleicht auch sach-
lich nicht richtig im Bilde ist?!»"’

In seiner ersten Instruktion an die Anwilte vom 25. Juli 1939 war es Nie-
moller noch primdr um das Verhiltnis zu seiner Gemeinde zu tun. Dieser wollte
er als Pfarrer die «Treue» halten. Zugleich war er aber bereit, dass Pfarramt auf-
zugeben, wenn «die auf dem kirch-christlichen Bekenntnis stehende Gemeinde»
in Dahlem — also die aus der Offizialgemeinde seit 1937 schrittweise verdringte
Bekenntnisgemeinde — dies verlange. Das geistliche Amt wollte Nieméller nur
dann niederlegen, wenn eine «bekenntnisméfBig» gebildete Synode oder deren
Organe dies verlangten.®® Hier deutet sich die Grundlage fiir Niemollers spitere
Interventionen bereits an. Er sprach der kirchlichen Behorde, die den Wartestand
verfiigt hatte, jegliche Legitimation ab, da ihr Handeln nicht durch eine ord-
nungsgemif zustande gekommene Synode autorisiert war.

Doch das war mehr eine auf das anlaufende Verfahren bezogene Position als
die tatsichliche Uberzeugung Nieméllers. Denn in einem Brief an Else hatte er
bereits am 20. Juli einen anderen Gedankengang verfolgt. Zunidchst versicherte
er seiner Frau, dass ithn die «Wartestandsangelegenheit» wie diese «nur am
Rande» beriihre. Das lag nicht, wie offenkundig bei seiner Frau, an einer fatalis-
tischen Grundhaltung, sondern daran, dass die «sogenannte Kirchenbehorde»
bereits seit der Einsetzung von Ludwig Miiller als Reichsbischof im Herbst 1933
ihre Ablehnung seines «Wirkens als Pfarrer» gezeigt habe.”” Entgegen dieser
rhetorischen Abwiegelung machte Niemoller dann aber klar, wie nahe ihm das
Verfahren tatsdchlich ging. Er gab seiner Uberzeugung Ausdruck, dass die
Dahlemer Gemeinde eine «christliche Gemeinde [...] im Sinne der Evangelien
und der Apostelbriefe» sei. Aber er war ebenso «iiberzeugt, da3 die Evangelische
Landeskirche niemals christliche Kirche gewesen ist, nicht mal in dem unzu-
reichenden Sinn ihrer eigenen und von ihr selbst doch nicht festgehaltenen Be-
kenntnissschriften.» Denn die «eine Kirche» als «Stiftung Jesu Christi» sei
«schon da, und konne nicht durch eine «menschliche Ersatzeinrichtung abgelost
werden». Nun sei ein «Erwachen» an der Zeit fiir «uns», «die wir in erster Linie
Christen und danach erst Protestanten gewesen sind.» Und Niemdéllers Schluss-
folgerung war:

«Ich fiir meine Person bin deshalb gewillt, den Wiederanschluf} an die Kirche zu
suchen und zu vollziehen, und ich warte nur auf ein kleines Zeichen, das mir den

57" Martin Nieméller 21.12.1939 an Horst Holstein (Abschrift): ZEKHN, 62/6069.

8 Martin Nieméller 25.7.1939 an Willy Hahn: LkA EvKvW, 5.1, 440, Fasc. 2, Bl. 117. Zur
Verdriangung der Anhinger der Bekennenden Kirche in Dahlem aus der Offizialgemeinde
Gailus, Protestantismus (wie Anm. 5), 333-352.

% Nieméller, Bricfe aus der Gefangenschaft (wie Anm. 16), 61.
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Weg freigibt. Vielleicht kommt nun diese Klarheit bei den Maflnahmen des Konsi-
storiums mit heraus!»”°

Niemdllers Interesse an der katholischen Kirche hatte wenige Monate nach
seiner Einlieferung in das KZ Sachsenhausen eingesetzt. Doch erst in diesem
Brief vom 20. Juli 1939 sprach er erstmals offen von seiner Absicht, die Konver-
sion zur katholischen Kirche zu vollziehen. Dieser Gedanke fiihrte in der Folge
zu intensiven Kontroversen mit seiner Frau und engen Freunden aus der Beken-
nenden Kirche, die wir hier nicht weiter verfolgen konnen.”' Deutlich wird, dass
sich der eigentliche Anstoss zur Formulierung der Konversionsabsicht aus dem
Zusammenhang der Wartestandsaffidre ergab, die Niemoller buchstéblich den
Weg aus der evangelischen Kirche «freizugeben» schien.

Am 31. Juli instruierte Niemoller seine Frau brieflich dahingehend, fur sie
selbst und die Kinder den Austritt aus der Landeskirche zu vollziehen, «sobald
die Wiirfel gefallen», das heillt die Versetzung in den Wartestand vollzogen sei.
Denn die «Landeskirche» — ein Begriff den Niemdller in diesen Monaten fast
ausnahmslos in ironisierende Anfiihrungszeichen setzte — sei eine «nur noch als
Behorde vorhandene Korperschaft» und nicht mehr jene «christliche Gemein-
schafty, an der man durch Taufe und Konfirmation teilhabe.”” In der Sprech-
erlaubnis am 11. August wurde deutlich, dass seine Frau seinem Wunsch nach
einem Austritt der gesamten Familie anhaltenden Widerstand entgegensetzen
wiirde: «Von dem Austritt aus der Landeskirche schien sie nichts wissen zu
wollen; sie wulite wegen Frist usw. Bescheid. Aber es géibe kein «Sichlésen aus
der Verantwortung>. Da Else vorwirts dringte, blieb die Sache in der Schwebe.»
Gegen Ende der 35 Minuten dauernden Unterredung zeigte Niemoller aber auch,
dass er den Kirchenaustritt zu diesem Zeitpunkt noch als eine vortibergehende,
instrumentelle Option verstand: «Ich sagte ihr, dafl aus dem Kirchenaustritt kein
Programm gemacht werden solle (hierauf der obige Einwand!)».” In der folgen-
den Aussprache prizisierte er dies als eine «Formel» fiir seine Frau dahingehend,
der Austritt solle «bis zur Abhaltung der verfassungsméfigen Kirchenwahlen»
gelten.”® Es scheint, als ob Nieméller sich vom August bis in den Herbst 1939
hinein neben anderen Uberlegungen Klarheit iiber die rechtlichen Implikationen
eines Kirchenaustritts verschaffen wollte. Am 2. November kam es zu folgender
Konfrontation mit Else: «[...]; ich mochte wissen, ob man mir mit einem staatl.
giiltigen Gesetz etwas machen konnte, wenn ich aus der Landeskirche austrete,
desgl. wenn ich mich der Kathol. Kirche anschlosse. — Dagegen begehrte Else
leidenschaftlich auf: Unsinn, verriickt usw. u. brach in Trdnen aus. Ich sagte, ich
sei mir ziemlich klar, und es wiire weder Unsinn noch verriickt.»”

" Ebd., 61f.

"' Vgl. dazu vorliufig Schiberle-Koenigs, Und sie waren (wie Anm. 3), 243-260.
= Niemoller, Briefe aus der Gefangenschaft (wie Anm. 16), 67.

3 Notiz iiber die Sprecherlaubnis vom 11.8.19139: ZEKHN, 62/6179.

™ Notiz iiber die Sprecherlaubnis vom 24.8.19139: ebd.

7 Notiz iiber die Sprecherlaubnis vom 2.11.19139: ebd.
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Einige der Niemoller umtreibenden rechtlichen Probleme werden aus der Ant-
wort Horst Holsteins auf dessen Fragen deutlich. Holstein machte unmissver-
standlich klar, dass ein Austritt aus der Landeskirche zugleich den unmittelbaren
Verlust des Pfarramtes implizierte. Allerdings sei der Austritt aus der Landes-
kirche als ein tiber staatliche Instanzen vollzogener Akt nicht gleichbedeutend
mit dem Verlust des Status als Evangelischer {iberhaupt, und insbesondere kein
Austritt aus der «Bekenntniskirche», die ja «keine Rechtsgemeinschaft» darstelle
und aus der man deshalb auch nicht einfach austreten konne. Holstein verwies
hier auf Rechtsprechung des Oberverwaltungsgerichts Berlin aus dem Jahr 1914,
das entschieden hatte, dass der formalrechtlich tiber das Amtsgericht vollzogene
Austritt aus der Kirche noch keine Aussage dariiber treffe, ob der Austretende
«damit zum Nichtevangelischen, zum Nichtkatholiken wird». Dass Niemdller
nach einem vollzogenen Austritt weder Anspriiche auf sein Gehalt noch auf die
Dienstwohnung seiner Familie machen konne, verstand sich fiir Holstein aller-
dings von selbst.”

Mit der Bestdtigung der Versetzung in den Wartestand, die Nieméller am 12.
Dezember erreichte, war dieser Prozess der Klarung und Reflexion abgeschlos-
sen. Niemoller verfasste noch am selben Tag das oben erwihnte Schreiben an
den Prisidenten des Konsistoriums, Johannes Heinrich, in dem er fiir sich und
seine Familie den Austritt erkldrte. Am folgenden Tag instruierte er seine Frau
brieflich, dass sie denselben Schritt fiir sich selbst und die Kinder vollziehen
solle, da das «erwartete Zeichen» «nun da» sei. Niemdéller stellte die Versetzung
in den Wartestand in den grofleren Zusammenhang der Geschichte des Kirchen-
kampfes, dessen Beginn er auf das erste Aufireten der Deutschen Christen 1932
datierte. Denn nun, so formulierte er, gehe «die siebenjihrige Treibjagd zu
Ende». Doch praktische Probleme waren im Moment dringlicher. So erwartete er
das Ausbleiben der Gehaltszahlungen ab dem 1. Januar und, entgegen allen in-
formell gegebenen Versicherungen des Konsistoriums, die unmittelbar drohende
Exmittierung seiner Familie. Daneben war es Niemoller um die Gelegenheit zur
Beschwerdefiihrung zu tun. Da ein Gesprach mit Holstein kaum kurzfristig zu
realisieren war, musste er «selbst und ohne Hilfsmittel auskommen». «Die Sache
beschiftigt mich sehr», so versicherte er seiner Frau.”’ In den niichsten zehn Ta-
gen intensiver Arbeit fiihrte diese Beschiftigung zu einem ausfiihrlichen Schrift-
satz, der seine Beschwerde gegen die Wartestandsverfiigung begriindete.

Niemoller adressierte diesen 22 Seiten langen handschriftlichen Schriftsatz,
den er auf den 22. Dezember datierte, an den Prisidenten des EOK, Friedrich
Werner. Er gibt den besten Aufschluss iiber die kirchenpolitischen und theolo-
gischen Implikationen der Wartestandsaffire fiir Niemoller.”® Niemoller gliederte
seinen Argumentationsgang in zwei Schritte. Im ersten Schritt bemiihte er sich
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Horst Holstein 25.11.1939 an Niemoéller: ZEKHN, 62/6069.

! Niemdller, Briefe aus der Gefangenschaft (wie Anm. 16), 85.

™ M. Nieméller 22.12.1939 an den Prisidenten des EOK: ZEKHN, 62/6069. Soweit nicht an-
ders angegeben, daraus alle folgenden Zitate.
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um den Nachweis, dass die Verordnung vom 18.3.1939 ohne giiltige Rechts-
grundlage zustandegekommen war. Sodann kritisierte er — zweitens — prozes-
suale Details des gegen ihn gefiihrten Verfahrens und legte das Verstindnis der
«Landeskirche» dar, das seine Kritik informierte. Der erste Teil hob im Kern auf
das durch die Verfassungsurkunde fiir die evangelische Kirche der ApU 1922 ge-
schaffene Recht ab. Demnach stehe es allein der «Generalsynode» zu, be-
stehendes Kirchenrecht abzuindern. Die kirchlichen Behorden, mit dem EOK an
der Spitze, seien «lediglich ausfiihrende Organe» der Synode, also eine Form der
«Exekutive». Zwischen den Sessionen der Synode seien deren Rechte an Kir-
chensenat und die Provinzialkirchenrite delegiert.” Die Wartestandverordnung
sei auch in sich im Widerspruch zum 1922 geschaffenen Kirchenrecht, da die bei
Disziplinar- und Besetzungsverfahren von Pfarrern iibliche Reprédsentation der
Gemeinde hier durch die letztinstanzliche Entscheidung des Présidenten des
EOK ersetzt worden sei.

Im zweiten Teil dieses kirchenrechtlichen Arguments wandte sich Niemdller
dem EOK und vor allem dessen Prisidenten, Friedrich Werner, zu. Werner habe
sich wie der «Reibi» Ludwig Miiller «selbst Rechte» beigelegt, die ihm gar nicht
zustdnden. Auch die «Anerkennung des Staates» fiir Werner und dessen wider-
rechtliche Usurpation von Kompetenzen dndere daran nichts, da dieser iiber die
«allgemeine Staatsaufsicht» hinaus keinerlei Kompetenzen habe, die er an den
EOK delegieren kénne. SchlieBlich bezweifelte Niemdller — in einem an diesen
gerichteten Schreiben! — die personliche Eignung Friedrich Werners fiir ein fiih-
rendes kirchliches Amt. Jemand der «keinerlei Verhiltnis zur Evangelischen Kir-
che und ihrer Botschaft hat», erfiille «nicht einmal die Kirchengesetzlichen Be-
dingungen fiir das Amt eines Gemeindevertreters». Fiir die Leitung einer
Landeskirchenbehorde sei Werner demnach véllig ungeignet. Auch ein «Not-
recht» stiinde dem EOK nicht zu, da er die dieses «Notrecht» erfordernden Zu-
stinde selbst geschaffe habe. Eine ordnungsgemil gebildete Generalsynode, da
war sich Niemoller sicher, wiirde «diesen» EOK alsbald «in den Wartestand ver-
setzen!»

In diesem ersten Teil des Arguments griff Niemoller auf Gedanken zuriick,
welche die Bekennende Kirche seit 1933 entwickelt hatte: die widerrechtliche
Usurpation kirchlicher Institutionen und Verfahrensregelungen durch die mit
dem Staat verbiindeten deutschchristlichen Evangelischen, die Illegitimitét staat-
licher Eingriffe in die Kirche, und schlieBlich die mangelnde Bekenntnis- und
Glaubenstreue all jener, die sich als Handlanger der NS-Kirchenpolitik benutzen
lieBen. Nachdem er so die aus seiner Sicht bestehende «grundsétzliche Ungiil-
tigkeit» der Wartestandsverordnung dargelegt hatte, war es thm im zweiten

" Zum Kontext vgl. Gerhard Besier, Die neue preuBische Kirchenverfassung und die Bildung

des Deutschen Evangelischen Kirchenbundes, in: Johann Friedrich/Gerhard Goeters/Joa-
chim Rogge (Hg.), Die Geschichte der Evangelischen Kirche der Union. Ein Handbuch. Bd.
3. Trennung von Staat und Kirche. Kirchlich-politische Krisen. Erneuerung kirchlicher Ge-
meinschaft (1918-1992), Leipzig 1999, 76117, hier 90-102.
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Schritt um «ihre Anwendung auf meinen besonderen Fall» zu tun. Niemoller be-
stritt zunéchst die Moglichkeit, einen Pfarrer durch eine «reine Verwaltungs-
mafnahme» — wie das Schreiben Heinrichs vom 25. November 1939 behauptete
— aus seiner Gemeinde zu entfernen. Dies sei nur durch Tod, Pensionierung, frei-
willigen Verzicht oder Fortgang mdglich, oder eben durch ein Disziplinar-
verfahren. Das Instrument der zwangsweisen Versetzung eines Geistlichen, das
auch in der ApU durch ein Kirchengesetz vom Mirz 1930 moglich war und als
eine Variante der Versetzung in den Wartestand zu verstehen ist, war Niemoller
offenbar unbekannt.®® Niemoller hatte aber allen Grund, den Wartestand nicht als
einen bloBen «Verwaltungsakt», sondern als eine «Strafmafinahme» zu sehen,
die in der Kontinuitdt der tatsdchlich seit 1933 unternommenen Bemiihungen
stand, 1hn aus dem Dahlemer Pfarramt zu entfernen.

Niemdller unternahm es sodann, das Argument der Vergeudung von Finanz-
mitteln durch die Fortzahlung seines Gehalts ad absurdum zu fiihren. Warum
gebe es kein Wartestandsverfahren gegen den fritheren «Reibi» Ludwig Miiller,
der sein Amt auch seit Jahren nicht versehe, und zudem ein «Ministergehalt» be-
ziehe. Er berief sich dann auf die Lauterkeit seiner Motive, die thm auch das
Sondergericht in seiner Urteilsbegriindung bescheinigt habe. Der Staat habe ihn
bestraft, «was sein gutes Recht ist! Aber jetzt bestraft mich dafiir noch einmal
Herr Heinrich im Namen einer «Kirchen»-Behorde!» Das Problem lédge hier, so
Niemoller, «im System»: der frither in Dahlem anséssige Prisident des Konsisto-
riums war dort nach seiner eigenen Anschauung «am christlichen Gemeindele-
ben vollig unbeteiligt». Somit sei ein «notorisch unkirchlicher Mann» als reiner
«Finanzfachmann» an die Spitze einer kirchlichen Behorde gelangt. Dies schien
Niemoéller symptomatisch fiir die Fehlentwicklungen eines Systems, in dem die
Rechte der Gemeinde zugunsten jener der rein biirokratisch agierenden und von
Biirokraten geleiteten Kirchenbehorden ausgeschaltet wiirden.

Niemoller kritisierte sodann die Durchfithrung des Wartestandsverfahrens.
Dass das Konsistorium seine Haftsituation nicht beriicksichtigt, fadenscheinige
«Griinde» erfunden und zudem die «anstindige» Durchfiihrung des Verfahrens
betonte, motivierte ihn zu der wohl gleichermaBen Arger und Verzweiflung aus-
driickenden Bemerkung, er hitte seine Beschwerde auch in die vier Worte eines
«klassischen Zitatsy» kleiden konnen.*' Das Vorgehen des EOK stellte sich aus
Niemollers Sicht als eine Farce auf jede reguldre Vorstellung eines Verfahrens
dar. Der Prisident des EOK habe sich selbst eine «Verordnung» geschaffen,
weise dann das Konsistorium zur Anwendung der Verordnung auf Niemédller an,
und sei zugleich Beschwerde- und Entscheidungsinstanz. «[E]in und dieselbe
Person» — Friedrich Wemer — fungiere hier also «zugleich als Gesetzgeber, An-

% von Tilling, Nochmals: der Wartestand; vgl. Kirchengesetz iiber die Versetzung von Geist-

lichen vom 6. Mérz 1930, in: Kirchliches Gesetz- und Verordnungsblatt 1930, Nr. 12 v.
9.10.1930, 169-172.
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klager, Richter und Henker». Schirfer liel3 sich die Absurditét der Situation nicht
auf den Begriff bringen.”

In einem von personlichen Invektiven und scharfen Formulierungen geprég-
ten Text hatte Niemoller seine tiefe Enttduschung iiber das Verhalten der Kirche
der ApU in der Wartestandsaffire formuliert. Diese Kirche, das ergab sich im-
plizit und am Ende auch explizit, war nicht mehr seine Kirche. In einem mit
«Zusammenfassung und Folgerung» {iberschriebenen Abschnitt zog Niemoller
die ekklesiologischen Konsequenzen aus seiner Sicht des Verfahrens. Bei der so-
genannten «Landeskirche» — ein Terminus den er wiederum in Anfithrungs-
zeichen setzte — handele es sich um eine nur «weltliche, von der Kirche véllig
losgeloste Organisation», die nur noch drei Aufgaben besorge: die Verwaltung
eines Vermogens, das den Gemeinden als den eigentlichen Eigentiimern entzo-
gen war; die Verteilung der Umlagemittel unter Bevorzugung der Deutschen
Christen; und «die Beseitigung miBliebiger kirchlicher Personlichkeiten, die der
stillen Liquidation der evangelischen Kirche noch im Wege stehen.» In der
Konsequenz ergab sich: «In dieser Organisation sind das kirchliche Bekenntnis
und die V.U. praktisch und weitgehend auch grundsitzlich auBBer Kraft gesetzt.
Sie ist infolgedessen fiir einen Christenmenschen belanglos und iiberfliissig.»
Und die personliche Konsequenz fiir Niemoller lautete, dass er zur weiteren
«Aufhellung dieses Tatbestandes nur noch eins zu tun habe», ndmlich seinen
Austritt «aus der sogenannten <Evangelischen Landeskirche der altpreuBischen
Uniony» zu erkldren. Damit wiederholte er jenen Schritt, den er bereits am 12.
Dezember in einem Schreiben an Johannes Heinrich erkldrt hatte. Nun allerdings
qualifizierte er mit dem Austritt verbundene Bedingungen: dieser gelte nur bis
zur «Ausschreibung kirchlicher Gemeindewahlen» auf dem Boden des vor 1933
giiltigen Kirchenrechts. Und da die Verfassungsurkunde des Jahres 1922 das
Recht der «Landeskirche» von der Gemeinde herleite, «verzichte» er mit dem
«Austritt aus der «Landeskirche» nicht etwa» auf seine «Zugehorigkeit zur
Gemeinde und der durch die Gemeinde dargestellten Kirche». Ebensowenig, so
erkldrte Niemoller, verzichte er auf sein Amt als Pfarrer, «zu dem mich die wirk-
liche evangelische Kirche und die Gemeinde Dahlem ordnungsméBig berufen
haben.» Ausdriicklich lehnte er dagegen die «Liige» ab, dass «die von Dr. Wer-
ner geleitete Korperschaft [...] irgendwie identisch mit der Kirche unserer Viter
im Glauben» sei.

Mit seinen Ausfiihrungen zur Beschwerde gegen die Wartestandsverfiigung
hatte Niemoller {iberaus deutlich gemacht, dass und warum die juristischen, per-
sonlichen und ekklesiologischen Implikationen des Verfahrens fiir ihn die Tren-
nung von der «Landeskirche» notig machten, und dass diese Implikationen letzt-

%2 Werner selbst hatte in einer Ansprache vom 8.5.1939 die darauf bezogenen Bedenken zu
zerstreuen versucht: Gesetzblatt der Deutschen Evangelischen Kirche, Ausgabe B, Nr. 10 v.
13.5.1939, 55-59, hier 58; vgl. die kritische Bezugnahme im Schreiben von Friedrich
Miiller/Bruderrat der Evangelischen Kirche der ApU 12.6.1939 an Friedrich Werner: EZA
7/11667.
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lich untrennbar miteinander verkniipft waren.* Damit war noch keine Konver-
sion zur katholischen Kirche vollzogen. Aber das Band, das ihn mit der evange-
lischen Kirche als einer sichtbaren, biirokratisch verfassten Amtskirche verband,
war zerschnitten.

Die handschriftlichen Ausfithrungen Niemdéllers vom 22. Dezember 1939
gingen zunéchst seinen Anwilten zu. Gegentiber dem EOK begriindeten sie, wa-
rum die zur Durcharbeitung dieses «Entwurfsy» zur Begriindung der Beschwerde
noch mehr Zeit benotigten.*® Doch bald nachdem sie am 12. Januar ihre Be-
schwerde eingereicht hatten, wurde jedes weitere Vorgehen durch das Ruhen-
lassen des Verfahrens gegenstandslos. Das war jedenfalls die Sicht von Nie-
mollers Anwilten. Auch dieser notierte bereits im Februar nach einer Aus-
sprache mit Else und Hans Koch, dass die Lage «[a]lles in allem trotz «Hoff-
nungslosigkeit» recht erfreulich» sei.* Doch das bedeutete nicht, dass seine im
Dezember 1939 niedergelegten Uberlegungen fiir ihn gegenstandslos geworden
waren. Wie er den Anwilten im April und dann nochmals im Juli 1940 ver-
deutlichte, lag thm «alles» daran, dass seine «Eingabe» — wie die Anwilte sie
nannten — «auf alle Fille in der Sache zum Tragen kommt». Es war Niemoller
wichtig, dass seine «dogmatischen, kirchlichen und personlichen Einwiédnde»
kommuniziert wiirden. Das Vorbringen der «sédkularen Erfordernisse», die die
Anwilte in ihrer Beschwerde herausgestellt hatten, war ihm nicht genug.*® Nur
mit Mithe und der Drohung einer moglichen Wiederaufhahme des Verfahrens als
Reaktion auf seinen Schriftsatz konnte Hans Koch Niemoller vom Gegenteil tiber-
zeugen.” So kam es, das Friedrich Werner sich nicht mit den grundsitzlichen Er-
wigungen Niemollers zum Wartestandsverfahren auseinandersetzen musste.

Der Kampf Martin Niemollers, von Teilen seiner Gemeinde und vielen an-
deren Angehorigen der Bekennenden Kirche gegen die Versetzung in den Warte-
stand ist auf den ersten Blick nur ein kleiner Mosaikstein in dem viel weiteren
Geschehen des Kampfes um Hegemonie innerhalb der evangelischen Kirchen
Deutschlands in den Jahren 1937-1940. Doch zugleich war es ein Wende- und
zumindest bis 1945 auch ein gefiihlter Endpunkt in der Biographie Niemdllers
und somit eine biographische Zisur, die zugleich ein Schlaglicht auf die Verwer-
fungen und Probleme wirft, welche der mit den Mitteln des Verwaltungshan-
delns betriebene Kampf gegen die Bekennende Kirche nach sich zog.

** Vgl. dagegen die halbherzige Kritik der Verordnung vom 18.3.1939 durch den schlesischen

Superintendenten W. Eberlein, 4.4.1939: Emst Hornig, Die Bekennende Kirche in Schle-
“ sien, Gottingen 1977, 251-255.
RA Hahn/Koch/Holstein 29.12.1939 an den EOK: EZA, 7/11667.
% Notiz iiber die Sprecherlaubnis vom 15.2.1940: ZEKHN, 62/6179.
8 Vgl. RA Holstein 15.3.1940 an Niemdller, Niemoller 7.4.1940 an Holstein (Zitate) und
Niemoller 21.7.1940 an RA Koch: ZEKHN, 62/6069.
7 RA Koch 11.9.1940 an Nieméller: ebd.
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Martin Niemdller und die Wartestandsffdre 1939/40. Ein Kapitel aus der Geschichte des
Kampfes gegen die Bekennende Kirche

Im Juni 1939 startete das Konsistorium der Evangelischen Kirche von Berlin und Bran-
denburg ein Verfahren, um Martin Niemdller in eine erzwungene Frithpensionierung,
oder, wie es im damaligen Deutsch hiess, in den Wartestand, zu versetzen. Zu diesem
Zeitpunkt war der Pastor der Pfarre Berlin-Dahlem und Vorzeigekopf der Bekennenden
Kirche fiir mehr als eineinhalb Jahre in einem Konzentrationslager festgehalten worden.
Nach langen Erorterungen sowohl in kirchlichen und auch staatlichen Institutionen und
nach wiederholten Appellen von Niemdéllers Anwalt wurde schliesslich Anfang 1940 das
Verfahren eingestellt. Der Artikel rekonstruiert die Verfahrensabliufe gegen Niemdller
aus zwel miteinander verkniipften Perspektiven. Die Versuche, Niemdller in einen Vor-
ruhestand zu versetzen, waren erstens Teil eines grosseren Kontextes des Kirchenkampfes
seit 1933, das meint der Konflikte iiber die Vorherrschaft in der protestantischen Kirche.
In einem zweiten Schritt leuchtet der Artikel aus, wie Niemollers Antwort in Bezug auf
die ihn betreffende Aktion personliche, theologische und kirchliche Perspektiven verband
und wie dies auch eine Episode eines absoluten Tiefpunktes in seiner Biografie darstellt.
So wirft die Analyse der Episode des Kampfes gegen die Bekennende Kirche auch Licht
auf Niemollers Absicht, zur Katholischen Kirche zu konvertierten — eine Absicht, die in
einem bestimmten Grad durch das Verhalten von Vertretern der protestantischen Kirche
in der Wartestandsaffire veranlasst war.

Martin Niemoller — Wartestandsaffare — Bekennende Kirche — Kirchenkampf — Protestan-
tische Kirche — Nazistaat.

Martin Niemdller et ['affaire « Wartestandy 1939/40. Un chapitre de ["histoire du combat
contre | 'Eglise confessante

En juin 1939, le consistoire de I'Eglise évangélique de Berlin et Brandebourg démarra une
procédure visant a forcer Martin Niemdéller a prendre une retraite anticipée, ou, comme on
le nommait en Allemagne d’alors, a le mettre en position de «Wartestand». A cette épo-
que, le pasteur de la paroisse Berlin-Dahlem et représentant de I’Eglise confessante avait
¢été retenu dans un camp de concentration pendant plus d’un an et demi. Aprés de longues
discussions aussi bien au sein des institutions ecclésiastiques qu’étatiques, et aprés des
appels renouvelés de I’avocat de Niemdller, la procédure fut finalement close début 1940.
Cet article reconstruit le déroulement de la procédure contre Niemdller sous deux perspec-
tives interconnectées. Les essais visant a pousser Niemdller dans une retraite anticipée
furent, d’une part, ancrés dans le contexte plus large du combat ecclésiastique depuis
1933, a savoir des conflits pour la suprématie au sein de I’Eglise protestante. Dans une
deuxieme partie, I’article montre comment la réponse de Niemdller par rapport a I’action
le concernant allia des perspectives personnelles, théologiques et ecclésiastiques, et la ma-
nicre dont cet ¢pisode le fit tomber au plus bas dans sa carri¢re. L’analyse de cet épisode
de combat contre I’Eglise confessante met aussi en lumiére I’intention de Nieméller de se
convertir a I’Eglise catholique — une intention en partie due au comportement de représen-
tants de I’Eglise protestante dans I’affaire « Wartestand».

Martin Niemoller — affaire « Wartestand» — Eglise confessante — combat ecclésiastique —
Eglise protestante — Etat nazi.

Martin Nieméller e I'affare della «sospensione temporanea» 1939/40. Un capitolo
della storia della lotta contro la Chiesa confessionale

Nel giugno 1939 il concistoro della chiesa evangelica di Berlino e Brandenburgo inizio un
processo per il pensionamento forzato di Martin Niemdller o come si diceva all’epoca in
Germania il «Wartestand», la «sospensione temporanea». In questo periodo il pastore e
faro della Chiesa confessionale Berlin-Dahlem trascorse piu di un anno ¢ mezzo in un
campo di concentramento. Dopo lunghe discussioni in istituzioni clericali e religiose e
dopo ripetuti appelli dell’avvocato di Niemdllers il processo fu infine sospeso nel 1940.
L’articolo ricostruisce le fasi del processo contro Nieméller secondo due prospettive con-
nesse. Prima di tutto, i tentativi di anticipare la pensione di Niemdéller furono parte di un
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contesto pit ampio di lotta nella Chiesa a partire dal 1933, cioe dei conflitti per la supre-
mazia nella Chiesa protestante tra lo stato nazista e i gruppi concorrenti all’interno della
Chiesa protestante. In un secondo tempo I’articolo mostra come la risposta di Niemoller
all’azione contro di lui abbia combinato prospettive personali, teologiche ed ecclesiastiche
e come ci0 abbia rappresentato il punto piu basso della sua vicenda biografica. In questo
modo I’analisi di questo episodio della lotta contro la Chiesa confessionale mette in luce
anche I’intenzione di Niemdllers di convertirsi alla Chiesa cattolica — un’intenzione, che
in un certo senso fu causata dal comportamento dei rappresentati della Chiesa protestante
nell’affare della sospensione temporanea.

Martin Niemoller — L’affare della sospensione temporanea — Chiesa confessionale — Lotta
della Chiesa — Chiesa protestante — Stato nazista.

Martin Niemoller and the «Wartestand»-affair 1939/10. A chapter in the history of the
fighting against the Confessing Church

In June 1939, the consistory of the Evangelical Church of Berlin and Brandenburg started
a procedure to place Martin Niemoller into a state of forced early retirement or, in Ger-
man parlance, «(Wartestand>. At this point, the pastor of the Protestant parish in Berlin-
Dahlem and figurehead of the Confessing Church had been detained in a concentration
camp for more than a year. After lengthy deliberations both in church and state insti-
tutions and after repeated appeals by Niemdller’s lawyers, the procedure was finally put
on halt in early 1940. The article reconstructs the proceedings against Nieméller from two
combined perspectives. The attempts to force Niemdller into early retirement were, firstly,
part of the wider context of the «Church Struggle» since 1933, i.e. the conflicts over hege-
mony in the Protestant church between the Nazi state and competing groups within the
Protestant church. In a second step, the article explores how Nieméller’s response to the
action against him combined personal, theological and ecclesiastical perspectives and how
it marks this episode as the absolute low-point in his biographical trajectory. Thus, the
analysis of this episode of the fight against the Confessing Church also sheds light on
Niemoller’s plan to convert to the Catholic Church, an intention that was to a certain de-
gree prompted by the behaviour of Protestant church officials in the «Wartestand»-affair.

Martin Niemdoller — «Wartestand»-affair — Confessing Church — «Church Struggle» — Pro-
testant Church — Nazi state.

Benjamin Ziemann, Prof. Dr., University of Sheffield, Department of History.



	Martin Niemöller und die Wartestandsaffäre 1939/40 : ein Kapitel aus der Geschichte des Kampfes gegen die Bekennende Kirche

